
Länder für Ankurbelung der Wirtschaft und 
bezahlbare Energie 

 
Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 

haben sich auf ihrer Jahreskonferenz in Leipzig zu 
wirtschaftlichen Fragen verständigt. „Wir sind uns einig, dass 
die Automobilindustrie bei der Transformation unterstützt 
werden muss. Kaufanreize für Elektrofahrzeuge und der 

Ausbau der Ladeinfrastruktur sind hierfür ein konkreter 
Vorschlag. Das ist auch für unsere Zulieferbetriebe in 
Mecklenburg-Vorpommern von enormer Bedeutung. Bei der 
Energiepolitik haben wir uns auf konkrete Punkte geeinigt, die 

für uns in Mecklenburg-Vorpommern wichtig sind. Die Länder 
bekennen sich zum Ausbau der erneuerbaren Energien und 
der Wasserstoffwirtschaft. Für die Grundlastfähigkeit ist dabei 
auch Biogas von großer Bedeutung. Wir sehen Fortschritte 

bei der Energieversorgung und bei der Stabilisierung der 
Energiepreise. Beim Netzausbau sprechen sich die Länder 
dafür aus, dass der Netzausbau nicht nur über Netzentgelte 
und damit über die Stromrechnung der Bürger und der 

Unternehmen, sondern auch über Steuermittel finanziert wird. 
Wir finden es richtig, dass die Bundesregierung die Wirtschaft 
bei den Energiekosten entlasten will. Für Mecklenburg-
Vorpommern ist dabei besonders wichtig, dass auch kleine 

und mittlere Unternehmen unterstützt werden“, erklärte die 
Ministerpräsidentin. 
 
Die MPK hat sich darüber hinaus auf einen 

Reformstaatsvertrag für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
verständigt. Er soll den öffentlich-rechtlichen Rundfunk – so 
der Beschluss – „digitaler, schlanker und moderner“ 
aufstellen. Konkret bedeutet der Vertrag, dass die Sender die 

Zahl der Hörfunkprogramme und TV-Kanäle reduzieren 
müssen. Bei den Mediatheken soll stärker miteinander 
kooperiert werden. Weiter sieht der Vertrag eine Begrenzung 
der Intendantengehälter vor. Die Sender haben auch künftig 

die Möglichkeit, in den sozialen Medien und über 
Faktenchecks zu informieren.  
  
„Das ist ein ausgewogenes Paket, das den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk zukunftsfest macht. Wir wollen einen 
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starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutschland. Damit 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk auch künftig seinen Auftrag 

erfüllen kann, müssen die Sender ihre Angebote stärker 
bündeln. Die vorgesehenen Einsparungen sind ein wichtiger 
Beitrag dazu, den Rundfunkbeitrag langfristig zu stabilisieren. 
Ich habe mich besonders dafür eingesetzt, dass die öffentlich-

rechtlichen Sender auch weiter in den sozialen Medien 
präsent sein können. Dort, wo die Fake News zirkulieren, 
brauchen wir die Informationskompetenz der öffentlich-
rechtlichen Sender. Solide Faktenchecks sind die Grundlage 

für die demokratische Debatte“, erklärte Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig im Anschluss an die Konferenz. Über die 
künftige Rundfunkfinanzierung soll auf der nächsten MPK im 
Dezember beraten werden.  
 


